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vorgegeben, dass Art. 5 VO 2271/96 im deutschen Zivil-
recht als Verbotsgesetz anzusehen ist. Insoweit gehen auch
die �berlegungen des OLG Hamburg zur Verh�ltnism�ßig-
keit und zum Schutzzweck ins Leere.

c) Zur Frage der Verh�ltnism�ßigkeit und der
Grundrechtscharta

Unter der Annahme, dass Art. 5 VO 2177/96 zur Nichtigkeit
der Rechtshandlungen f�hrt, stellt das OLG Hamburg die
Frage, ob dieses generelle Verbot gegen den Schutz der un-
ternehmerischen Freiheit und den Grundsatz der Verh�ltnis-
m�ßigkeit verst�ßt. Der rechtliche und wirtschaftliche Hin-
tergrund der Frage ist, dass die Befolgung des EU-Rechts zu
wirtschaftlichen Einbußen f�hren kann, da Genehmigungen
nur ausnahmsweise zu erteilen seien und der Schaden nicht
ausgeglichen werden d�rfte.

Den �berlegungen des OLGHamburg zur Frage einer Alter-
native zur Nichtigkeit ist beizupflichten: Der in Art. 6 VO
2271/96 vorgesehene Schadensersatzanspruch d�rfte kaum
durchsetzbar und daher wertlos sein.

Was die Frage der Nichtigkeit angeht, so verstieße ein gene-
relles Verbot nicht gegen h�herrangiges Recht und w�re des-
halb als nichtig anzusehen. Als erstes ist darauf hinzuwei-
sen, dass Art. 5 VO 2271/96 die M�glichkeit der Genehmi-
gung von Ausnahmen vorsieht. Eine vom Verbot des Art. 5
VO 2271/96 betroffene Person kann eine Ausnahme bean-
tragen; beantragt sie keine Ausnahme, kann sie nicht be-
haupten, dass das Verbot sie in ihren schutzw�rdigen Inte-
ressen verletze. Im Rahmen dieses von der Durchf�hrungs-
verordnung 2018/1101 n�her ausgestalteten Verfahrens sind
im Einzelfall die vom OLG Hamburg genannten Punkte in
die Abw�gung einzubeziehen. In diese Abw�gung gehen ne-
ben den genannten schutzw�rdigen Interessen der unterneh-
merischen Freiheit auch die Interessen der Europ�ischen
Union an der Verteidigung der Rechtsordnung ein. Dies be-
deutet aber, dass Art. 5 VO 2271/96 keinesfalls aus den vom
OLGHamburg genannten Gr�nden nichtig sein kann.

IV. Ausblick

Die EU-Blocking-Verordnung f�hrt zur politisch in Kauf
genommenen Einschr�nkung der wirtschaftlichen Freiheit.

Dies ist als solches nicht zu beanstanden, und H�rtef�lle
k�nnen �ber das Ausnahmeverfahren gel�st werden. Auch
dass das Ausnahmegenehmigungsverfahren hohe Anforde-
rungen stellt und aufwendig ist, ist am Regelungszweck zu
messen und verst�ßt nicht an sich gegen h�herrangige
Grunds�tze.

Die EU-Blocking-Verordnung hat dennoch nicht die ge-
w�nschte Wirkung, da die von der Sanktionsdrohung betrof-
fenen Unternehmen den Handel mit den Vereinigten Staaten
von Amerika dem Handel mit iranischen Unternehmen vor-
ziehen. Auch ist die Abwicklung der Gesch�fte �ußerst
schwierig geblieben, da Finanztransaktionen noch zu sehr
auf Dollarbasis vollzogen werden. Die von mehreren EU-
Mitgliedstaaten geschaffene Tauschstelle Instex hat dem
bislang nicht abhelfen k�nnen.11

Die h�chstrichterliche Auslegung wird f�r den Abbruch und
die K�ndigung von Gesch�ftsbeziehungen wichtige Fragen
kl�ren. Die Antworten werden zweifellos das k�nftige Ver-
halten der Unternehmen stark beeinflussen und entscheiden-
de Hinweise f�r die die Darlegungs- wie die Beweislast im
deutschen Zivilprozess geben.
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Das UBO-Register in Belgien und in den
Niederlanden

Der folgende Beitrag beleuchtet die Umsetzung der
4. und 5. EU-Geldw�scherichtlinie in den Nieder-
landen und in Belgien im Hinblick auf die Einf�h-
rung der sog. UBO-Register. Die UBO-Register bei-
der L�nder sind das Pendant zum deutschen Trans-
parenzregister. Das K�rzel UBO bezieht sich auf den
englischen Terminus f�r den „wirtschaftlich Berech-
tigten“ im Sinne der Geldw�scherichtlinien („ulti-
mate beneficial owner“).

I. Hintergrund: die EU-Geldw�scherichtlinien

1. Deutschland und die EU-Geldw�scherichtlinien

Bereits vor mehr als zwei Jahren wurde in Deutschland
das Geldw�schegesetz ge�ndert. Mit dem „Gesetz zur Um-
setzung der Vierten EU-Geldw�scherichtlinie, zur Ausf�h-
rung der EU-Geldtransferverordnung und zur Neuorganisa-
tion der Zentralstelle f�r Finanztransaktionsuntersuchun-

11 Die Tauschstelle Instex (Instrument in Support of Trade Exchanges) hat
seit ihrer Gr�ndung im Jahr 2019 einGesch�ft abgewickelt.

 1 / 6



 

gen“1 wurde in der Folge zum 1. 10. 2017 das Transpa-
renzregister in Deutschland eingef�hrt.

Diese deutsche Gesetzgebung diente u.a. der Umsetzung
der EU-Richtlinie 2015/8492 vom 20. 5. 2015, die seit Juni
2017 in allen EU-Staaten in nationale Regelungen h�tte um-
gesetzt sein m�ssen. Die besagte Richtlinie tr�gt den EU-
Staaten auf, „dass die in ihrem Gebiet eingetragenen Gesell-
schaften oder sonstigen juristischen Personen angemessene,
pr�zise und aktuelle Angaben zu ihren wirtschaftlichen Ei-
gent�mern, einschließlich genauer Angaben zum wirt-
schaftlichen Interesse, einholen und aufbewahren m�ssen“.3

Ferner haben die EU-Staaten aufgrund der Richtlinie daf�r
zu sorgen, dass die hiervor genannten „Angaben in einem
zentralen Register in jedem [EU-Staat] aufbewahrt werden.“

Dieses „zentrale Register“ ist in Deutschland das Transpa-
renzregister. Die zitierte Richtlinie wird in der internationa-
len Rechtspraxis als „AMLD4“ und im Deutschen als
4. Geldw�scherichtlinie bezeichnet. Die deutsche Begriff-
lichkeit wird nachfolgend maßgeblich sein.

2. Weitere EU-Regelung: die 5. Geldw�scherichtlinie

Inzwischen wurde durch die EU-Richtlinie 2018/8434, die
als „AMLD5“ oder 5. Geldw�scherichtlinie bezeichnet
wird, der Anwendungsbereich der zentralen Register erwei-
tert; danach m�ssen alle Register ab dem 10. 1. 2020 �ffent-
lich zug�nglich sein.

Ziel der EU ist es, im Jahr 2021 alle zentralen Register der
EU-Mitgliedstaaten miteinander zu verkn�pfen, sodass da-
rin vorhandene Informationen ausgetauscht werden k�nnen.

3. Niederlande und Belgien

Fast keinem EU-Mitgliedstaat ist eine fristgerechte Umset-
zung der 4. Geldw�scherichtlinie gelungen. Es handelte sich
dabei nicht nur, wie in Deutschland, um Verz�gerungen von
wenigen Monaten. Manche EU-Mitgliedstaaten verf�gen
zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses noch nicht �ber ein
„zentrales Register“. Die Niederlande sind einer dieser Staa-
ten, die noch immer in Verzug sind. Dort wird voraussicht-
lich erst am 27. 9. 2020 ein zentrales Register eingef�hrt. In
Belgien wurde das Register im April 2019 eingef�hrt. Die
Frist f�r die Registrierung ist in Belgien inzwischen abge-
laufen, obwohl noch lange nicht alle Gesellschaften ihre
Verpflichtung zur Registrierung erf�llt haben.

Da das zentrale Register in jedem EU-Staat anders einge-
richtet wird und in jedem EU-Staat auch leicht andere An-
forderungen gelten, werden nachfolgend die Anforderungen
zusammengefasst, die in Belgien und in den Niederlanden
gelten. Zum besseren Vergleich werden auch die Maßgaben
des deutschen Transparenzregisters zu den jeweiligen Tatbe-
st�nden und Definitionen aufgef�hrt.

II. UBO – Wirtschaftlich Berechtigter

Die englischen Fassungen der 4. und 5. Geldw�scherichtli-
nien nennen den wirtschaftlich Berechtigten den „Ultimate
Beneficial Owner“, kurz UBO. Der englische Begriff UBO
ist in der niederl�ndischen Rechtsterminologie bereits im Fi-
nanzaufsichtsrecht verankert. Dieser Begriff bezeichnet im
Rahmen der Geldw�scherichtlinien den wirtschaftlichen Ei-
gent�mer eines Unternehmens oder einer anderen juristi-
schen Einheit. Es handelt sich dabei immer um eine nat�rli-
che Person, „in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle

[eine juristische Einheit] letztlich steht, und/oder die nat�rli-
che(n) Person(en), in deren Auftrag eine Transaktion oder
T�tigkeit ausgef�hrt wird“.5 „Wirtschaftlich Berechtigter“
ist die Begrifflichkeit f�r den UBO in den deutschen Fassun-
gen der Geldw�scherichtlinien.

III. Die UBO-Register in Belgien, den
Niederlanden und Deutschland im
Rechtsvergleich

Sowohl in Belgien als auch in den Niederlanden heißt das
aufgrund der Geldw�scherichtlinien einzuf�hrende „zent-
rale Register“ UBO-Register. Diese sind somit das �quiva-
lent zum deutschen Transparenzregister bzw. werden das
sein, wenn das Gesetz in den Niederlanden endlich einge-
f�hrt ist. Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses ist f�r die
Niederlande der 27. 9. 2020 als Inkrafttreten geplant. In Bel-
gien wurde am 14. 8. 2018 der K�nigliche Erlass �ber die
Arbeitsweise des UBO-Registers vom 30. 7. 2018 ver�ffent-
licht und trat am 31. 10. 2018 in Kraft (Verl�ngerung f�r die
Erst-Eintragung bis zum 30. 9. 2019, siehe unter: http://
www.ejustice.just.fgov.be/cgi/article_body.pl?language=fr
&caller=summary&pub_date=18–08–14&numac=201803
165830). Die dort genannten Rechtspersonen werden zur
Auskunft �ber ihren wirtschaftlichen Eigent�mer verpflich-
tet. Nachfolgend werden f�r beide Register die Tatbest�nde
und Definitionen beleuchtet.

1. Zust�ndige Beh�rde

a) Belgien

In Belgien ist der F�derale �ffentliche Dienst FINANZEN
f�r das UBO-Register zust�ndig. Eintragungen sind �ber das
Portal „MyMinFin“ m�glich; dort werden auch in allen drei
Landessprachen (Franz�sisch, Niederl�ndisch und Deutsch)
grunds�tzliche Fragen zum UBO-Register beantwortet
(unter: https://financien.belgium.be/nl/E-services/Ubo-regi
ster)

b) Niederlande

In den Niederlanden wird die Handelskammer (Kamer van
Koophandel) das UBO-Register f�hren. Die Handelskam-
mer f�hrt derzeit auch das Handelsregister. Da das UBO-Re-
gister weitaus umfangreichere und komplexere Informatio-
nen und Meldepflichten umfasst als das Handelsregister,
gab es diesbez�glich im Gesetzgebungsverfahren einige
Kritik. Es fand eine wesentliche Aufstockung des Personals
bei der Handelskammer verbunden mit Ausbildungsmaß-
nahmen statt.

c) Deutschland

In Deutschland wird das Transparenzregister von der regis-
terf�hrenden Stelle, der Bundesanzeiger Verlag GmbH, als
vom Bundesministerium der Finanzen beliehene juristische
Person des Privatrechts, elektronisch gef�hrt und ist unter
der Domain transparenzregister.de erreichbar. Die Erteilung
von Ausk�nften sowie die �berwachung der Transparenz-
pflichten und die gegebenenfalls erforderliche Ahndung von

588 RIW 9–10/2020 Franz/Henke/Kaiser, UBO-Register in Belgien und den Niederlanden

1 BGBl. I 2017, 1822.
2 ABl. 2015 L 141/73.
3 Art. 30 Abs. 1 RL 2015/849.
4 ABl. 2018 L 156/43.
5 Art. 3 Nr. 6 RL 2015/849.
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Verst�ßen �bernimmt das zust�ndige Bundesverwaltungs-
amt als Bundesoberbeh�rde mit Hauptsitz in K�ln.

2. Welche Unternehmen/welche juristischen
Einheiten sind umfasst?

a) Belgien

Die Geldw�scherichtlinien unterscheiden dabei drei Arten
von juristischen Personen, an der die belgische Gesetzge-
bung sich orientiert:

– Gesellschaften,

– Vereine (Vereinigungen ohne Gewinnerzielungsabsicht
[VoG] und internationale Vereinigungen ohne Gewinnerzie-
lungsabsicht [iVoG]) und Stiftungen sowie

– Trusts und andere juristische Personen, die Trusts �hnlich
sind.

b) Niederlande

Im niederl�ndischen Gesetzentwurf wird von der nachste-
henden Liste ausgegangen:

– Gesellschaften mit beschr�nkter Haftung (besloten vennoot-
schappen met beperkte aansprakelijkheid) und Aktiengesell-
schaften (naamloze vennootschappen), sofern sie nicht den
Transparenzanforderungen b�rsennotierter Unternehmen der
Richtlinie 2001/34/EG unterliegen;

– SEs mit satzungsgem�ßem Sitz in den Niederlanden;

– Europ�ische wirtschaftliche Interessenvereinigung (Europees
economisch samenwerkingsverbanden);

– Europ�ische Genossenschaften (Europese co�peratieve ven-
nootschappen), mit satzungsgem�ßem Sitz in den Niederlan-
den;

– jegliche Formen von Stiftungen (stichtingen), Vereinen (ver-
enigingen), Genossenschaften (co�peraties) und Versiche-
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit (onderlinge waarborg-
maatschappijen);

– Gesellschaften b�rgerlichen Rechts (maatschappen), offene
Handelsgesellschaften (vennootschappen onder firma) und
Kommanditgesellschaften (commanditaire vennootschap-
pen); sowie

– Reedereien (rederijen).

Trusts werden nach niederl�ndischem Recht durch eine se-
parate Regelung abgedeckt.

c) Deutschland

Das Geldw�schegesetz in Deutschland unterscheidet imWe-
sentlichen zwischen zwei verschiedenen transparenzpflich-
tigen Adressaten:

– juristische Personen des Privatrechts und eingetragene Perso-
nengesellschaften (vgl. § 20 Abs. 1 GwG) und

– Verwalter von Trusts (Trustees) sowie Treuh�nder von nicht-
rechtsf�hige Stiftungen, soweit der Stiftungszweck aus Sicht
des Stifters eigenn�tzig ist, und Rechtsgestaltungen, die sol-
chen Stiftungen in ihrer Struktur und Funktion entsprechen
(vgl. § 21 Abs. 1 u. 2 GwG).

Die Transparenzpflichten erstrecken sich seit Januar 2020
auch auf ausl�ndische Vereinigungen, sofern sie in Deutsch-
land eine Immobilie erwerben wollen und die erforderlichen
Angaben nicht bereits an ein anderes Register eines Mit-
gliedstaates der EU �bermittelt haben.

Von der Mitteilungs- und Eintragungspflicht bestehen zwei
wichtige Ausnahmen (sog. Mitteilungsfiktion). Die Mittei-

lung ist entbehrlich, wenn sich die eintragungspflichtigen
Angaben bereits aus dem Handelsregister oder einem ande-
ren �ffentlichen Registern elektronisch abrufen lassen (vgl.
§ 20 Abs. 2 Satz 1 GwG) sowie bei Gesellschaften, die an
einem organisierten Markt notiert sind oder nach dem Ge-
meinschaftsrecht entsprechenden Transparenzanforderun-
gen oder gleichwertigen internationalen Standards unterlie-
gen (vgl. § 20 Abs. 2 Satz 2 GwG).

3. Wer ist UBO und muss im UBO-Register
eingetragen werden?

F�r die drei Kategorien gelten aufgrund der Geldw�sche-
richtlinien je nach juristischer Person folgende Personen als
UBO:

a) F�r Gesellschaften:

(1) Jede nat�rliche Person, die �ber ein direktes oder indirektes
Halten eines ausreichenden Anteils von Stimmrechten oder
einer ausreichenden Beteiligung am Kapital dieser Gesell-
schaft verf�gt;6

(2) jede nat�rliche Person, die die Gesellschaft auf andere Wei-
se kontrolliert;

(3) wenn nach Aussch�pfung aller M�glichkeiten und sofern
keine Verdachtsmomente vorliegen, keine der vorbezeich-
neten Personen ermittelt worden ist, oder wenn Zweifel da-
ran bestehen, dass es sich bei den/der ermittelten Person(en)
um den UBO oder die UBOs handelt: jede nat�rliche Per-
son, die der F�hrungsebene angeh�rt.7 Im Falle der Zuord-
nung zur dritten Kategorie ist die ordnungsgem�ße detail-
lierte Dokumentation und Begr�ndung der Bestimmung des
UBO unerl�sslich.

b) F�r VoG/IVoG und Stiftungen:

(1) Verwalter;

(2) Personen, die zur Vertretung der Vereinigung erm�chtigt
sind;

(3) Personen, die mit der t�glichen Verwaltung der VoG/IVoG
oder der Stiftung beauftragt sind;

(4) die Gr�nder der Stiftung;

(5) die nat�rlichen Personen oder, wenn diese noch nicht be-
zeichnet sind, die Kategorie nat�rlicher Personen, in deren
Hauptinteresse die VoG/iVoG oder die Stiftung gebildet
wurde oder t�tig ist;

(6) jede sonstige nat�rliche Person, die die VoG/iVoG letztlich
kontrolliert.

c) F�r Trusts oder Treuhandverh�ltnisse und �hnliche
juristische Entit�ten:

(1) der Gr�nder;

(2) der/die Treuh�nder oder Trustee(s);

(3) der Protektor;

(4) die Beg�nstigten oder – sofern diese noch nicht bestimmt
sind – die Gruppe von Personen, in deren Interesse die Treu-
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6 Nach niederl�ndischem Recht wird angenommen, dass 25% der Stimm-
rechte oder des Kapitals als „ausreichend“ gilt, oder sofern eine Person
�ber weniger als 25% der Stimmrechte oder des Kapitals verf�gt, aber
beispielsweise die Gesch�ftsf�hrung oder den Vorstand bestellen oder
abberufen kann. Die gleiche Annahme gilt im belgischen und im deut-
schen Recht. Im Letzteren enth�lt § 3 GwG n�here Bestimmungen zur
Qualifikation der wirtschaftlich Berechtigten.

7 Nach § 3 Abs. 2 Satz 5 GwG gilt dann der gesetzliche Vertreter, der ge-
sch�ftsf�hrende Gesellschafter oder der Partner als wirtschaftlich Be-
rechtigter.
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hand, der Trust oder die juristische Person in erster Linie er-
richtet oder betrieben wird;

(5) jede sonstige nat�rliche Person, die den Trust durch direkte
oder indirekte Eigentumsrechte oder auf andereWeise letzt-
lich kontrolliert.

4. Welche Informationen �ber den/die UBO(s)
m�ssen eingetragen werden?

a) Belgien

Im belgischen UBO-Register sind f�r jeden UBO die nach-
stehenden Informationen einzutragen:

(1) Nachname;

(2) der erste Vorname;

(3) Tag der Geburt;

(4) Geburtsmonat;

(5) Geburtsjahr;

(6) Staatsangeh�rigkeit(en);

(7) Aufenthaltsland;

(8) vollst�ndige aktuelle Adresse;

(9) Datum, an dem die Person UBO geworden ist;

(10) Nationalregisternummer aus dem Zentralregister f�r nat�r-
liche Personen oder aus der Zentraldatenbank des nationalen
Sozialversicherungssystems (Kruispuntbank van de Sociale Ze-
kerheid [KSZ]/Banque Carrefour de la S
curit
 Sociale
[BCSS], siehe unter: https://www.ksz-bcss.fgov.be/nl) oder eine
vergleichbare Identifikationsnummer des Aufenthaltsstaates;

(11) die Kategorie, unter die der UBO f�llt (siehe hierzu oben
unter 3.);

(12) ob die Person allein oder mit anderen Personen zusammen
die Voraussetzungen erf�llt;

(13) ob die Person direkter oder indirekter UBO ist;

(14) im Falle eines indirekten UBOs: die Angabe der vermit-
telnden Entit�ten mit allen vollst�ndigen Identifikationsdaten;

(15) der Umfang der letztendlichen Beteiligung an der juristi-
schen Entit�t (Prozentsatz der Aktien oder Stimmrechte oder
die Anteile oder Stimmrechte in einem gewichteten prozentua-
len Verh�ltnis im Falle eines indirekten wirtschaftlichen Eigen-
t�mers).

b) Niederlande

Nach der niederl�ndischen Regelung soll nur ein Teil der re-
gistrierten Informationen im Grunde f�r jedermann zug�ng-
lich sein. Ein Großteil ist allein f�r bestimmte Beh�rden zu-
g�nglich.

Folgende Informationen m�ssen im niederl�ndischen UBO-
Register registriert werden und sind dann f�r jeden abrufbar:

(1) Nachname und der erste Vorname;

(2) Geburtsmonat und Geburtsjahr;

(3) Staatsangeh�rigkeit(en);

(4) der Umfang der letztendlichen Beteiligung an der juristi-
schen Entit�t (Prozentsatz der Aktien oder Stimmrechte oder
die Anteile oder Stimmrechte in einem gewichteten prozentua-
len Verh�ltnis im Falle eines indirekten UBOs); sowie

(5) Aufenthaltsstaat.

Zudem sind folgende Informationen �ber den UBO zu regis-
trieren, wobei diese aber nur f�r die zust�ndigen Beh�rden
abrufbar sind:

(1) Tag der Geburt;

(2) vollst�ndige aktuelle Adresse;

(3) Datum, an dem die Person UBO geworden ist;

(4) Identifikationsnummer;8

(5) die Kategorie, in die der UBO f�llt;

(6) ob die Person allein oder mit anderen Personen zusam-
men die Voraussetzungen erf�llt;

(7) ob die Person direkter oder indirekter UBO ist; sowie

(8) im Falle eines indirekten UBO: die Angabe der vermit-
telnden Entit�ten mit allen vollst�ndigen Identifikationsda-
ten.

c) Deutschland

Nach dem Geldw�schegesetz sind im Hinblick auf die oben
aufgef�hrten Vereinigungen und Rechtsgestaltungen folgen-
de Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten einzutragen
und nach Maßgabe des § 23 GWG zug�nglich (vgl. § 19
Abs. 1 GwG):

1. Vor- und Nachname;

2. Geburtsdatum;

3. Wohnort;

4. Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses; sowie

5. Staatsangeh�rigkeit.

Hinsichtlich der Art und Umfang des wirtschaftlichen Inte-
resses enth�lt § 19 Abs. 3 GwG eine n�here Ausgestaltung
der eintragungspflichtigen Informationen.

Bei Vereinigungen mit Ausnahme der rechtsf�higen Stiftun-
gen folgt die Stellung des wirtschaftlich Berechtigten durch
die Angaben der Beteiligung, insbesondere der H�he der
Kapitalanteile oder der Stimmrechte, der Aus�bung von
Kontrolle auf sonstige Weise (Vertr�ge, Absprachen) oder
der Funktion des gesetzlichen Vertreters, gesch�ftsf�hren-
den Gesellschafters oder Partners.

Bei Verwaltern von Trust, Treuh�ndern von nichtrechtsf�hi-
gen Stiftungen und �hnlichen Rechtsgestaltungen sowie
rechtsf�higen Stiftungen m�ssen die in § 3 Abs. 3 GwG auf-
gef�hrten Funktionen eingetragen werden.

Mit der Anpassung des Geldw�schegesetzes durch das Ge-
setz zur Umsetzung der �nderungsrichtlinie zur Vierten
EU-Geldw�scherichtlinie vom 12. 12. 2019 m�ssen zum
1. 1. 2020 transparenzpflichtige Rechtseinheiten bei einer
Meldung zum Transparenzregister auch die Staatsangeh�-
rigkeit ihrer wirtschaftlich Berechtigten angeben. Das Bun-
desverwaltungsamt verzichtet jedoch auf eine gesonderte
Nachmeldung f�r die bis Ende 2019 bereits im Transparenz-
register eingetragenen wirtschaftlich Berechtigten. Bei einer
Aktualisierung des Eintrags aus anderem Grund ist der Fehl-
eintrag jedoch nachzuholen.9
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8 In den Niederlanden sind das die B�rgerservicenummer (burgerservice-
nummer [BSN]) und die Steueridentifikationsnummer (fiscaal identi-
teitsnummer).

9 Vgl. n�her unter: https://www.bva.bund.de/SharedDocs/Downloads/
DE/Aufgaben/ZMV/Transparenzregister/Transparenzregister_FAQ.
html?nn=44090; Transparenzregister FAQ, S. 21, Stand: 20. 2. 2020.
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5. Wer hat Zugang zum UBO-Register?

a) Belgien

Prinzipiell ist das Register frei zug�nglich. Neben den Be-
h�rden kann jeder normale B�rger und jede juristische Per-
son das Register einsehen.

Jedoch gibt es f�r B�rger und Organisationen gewisse Ein-
schr�nkungen. U.a. m�ssen sie ein legitimes Interesse nach-
weisen (außer bei Auskunftsanfragen, die Gesellschaften
betreffen), und sie haben keinen Zugang zum Vornamen, zur
Nationalregisternummer bzw. Identit�tsnummer, zum Ge-
burtsdatum und zur Anschrift des UBO. Unter gewissen
Umst�nden kann der UBO auf Grund der Sensibilit�t gewis-
ser Daten die Geheimhaltung bestimmter Informationen be-
antragen (Art. 16 des K�niglichen Erlasses �ber die Arbeits-
weise des UBO-Registers vom 30. 7. 2018).

Der Zugang zu den Informationen ist – außer f�r Beh�rden –
geb�hrenpflichtig.

b) Niederlande

Das UBO-Register ist f�r jeden frei zug�nglich. Anf�nglich
werden Anmeldungen noch mit einem selbst gew�hlten Na-
men und Passwort m�glich sein, ohne dass dabei die Identi-
t�t des Abrufenden kontrolliert wird. Es sollen in Zukunft
aber im Zuge der Digitalisierung der Beh�rden Identifizie-
rungstools entwickelt werden, die auch beim Zugang zum
UBO-Register eingesetzt werden k�nnen. Den UBOs soll
zudem in Zukunft ein Einblick erm�glicht werden, wie h�u-
fig ihre Informationen abgerufen werden. Abrufe der Beh�r-
den werden davon ausgenommen sein.

Die oben (unter 4.) genannten Informationen sind vollum-
f�nglich abrufbar f�r u.a. folgende Beh�rden: Finanzamt
(Belastingdienst), Staatsanwaltschaft (Openbaar Ministe-
rie) und diverse Aufsichtsbeh�rden, wie die Niederl�ndi-
sche Zentralbank (DNB) und die Finanzaufsichtsbeh�rden
AFM (Autoriteit Financi�le Markten) und BFT (Bureau Fi-
nancieel Toezicht).

Die Geb�hren f�r die Abrufe sind bei Redaktionsschluss
noch nicht bekannt; es soll um eine „kostendeckende“ Ge-
b�hr gehen.

c) Deutschland

Die Zug�nglichkeit der im Transparenzregister gef�hrten In-
formationen erstreckt sich gem�ß § 23 GwG auf die dort ge-
nannten Beh�rden, die Verpflichteten – sofern sie der regis-
terf�hrenden Stelle darlegen, dass dies zur Erf�llung ihrer
Sorgfaltspflichten gem�ß § 10 Abs. 3 GwG erfolgt – und
alle Mitglieder der �ffentlichkeit.

Im Fall der Einsichtnahme durch die �ffentlichkeit ist neben
den Angaben von Vor- und Nachname sowie Art und Um-
fang des wirtschaftlichen Interesses nur der Monat und das
Jahr der Geburt des wirtschaftlich Berechtigten, sein Wohn-
sitzland und die Staatsangeh�rigkeit der Einsicht zug�ng-
lich, sofern sich nicht alle Angaben bereits aus anderen �f-
fentlichen Registern abrufen lassen und die Schutzbed�rf-
tigkeit dadurch entf�llt.

In bestimmten F�llen beschr�nkt auf Antrag des wirtschaft-
lich Berechtigten die registerf�hrende Stelle die Einsicht-
nahme vollst�ndig oder teilweise, wenn ihr der wirtschaft-
lich Berechtigte darlegt, dass der Einsichtnahme unter
Ber�cksichtigung aller Umst�nde des Einzelfalls �berwie-
gende eigene schutzw�rdige Interessen entgegenstehen.

Schutzw�rdige Interessen liegen gem�ß § 23 Abs. 2 Satz 2
GwG vor, wenn die Einsichtnahme den wirtschaftlich Be-
rechtigten der Gefahr aussetzt, Opfer einer der dort aufgeli-
steten Straftaten zu werden oder der wirtschaftlich Berech-
tigte minderj�hrig oder gesch�ftsunf�hig ist.

Eintragungen ins Transparenzregister sind als solche nicht
geb�hrenpflichtig. Es wird jedoch f�r die F�hrung des
Transparenzregisters eine Jahresgeb�hr erhoben. Die Ge-
b�hr betrug bis einschließlich 2019 2,50 Euro j�hrlich. Ab
2020 ist diese Geb�hr erheblich erh�ht worden, und zwar
auf den immer noch bescheidenen Betrag von 4,80 Euro
j�hrlich.10

F�r die Einsichtnahme durch Abruf des wirtschaftlich Be-
rechtigten wird eine Geb�hr von 1,65 Euro pro abgerufenem
Dokument sowie 7,50 Euro pro Ausdruck erhoben.11

6. Fristen/Bußgelder bei Verst�ßen

a) Belgien

In Belgien ist die Frist f�r die Registrierung im UBO-Regis-
ter bereits abgelaufen. Seit dem 30. 9. 2019 h�tten sich alle
genannten juristischen Personen bereits im UBO-Register
eintragen lassen m�ssen. Bei Nichtregistrierung riskieren
informationspflichtige Entit�ten ein Verwaltungsbußgeld,
das zwischen 250 Euro und 50000 Euro liegt.

Laut Pressebericht vom 23. 9. 2019 hat die belgische Regie-
rung entschieden, bis Ende 2019 keine Bußgelder gegen ju-
ristische Personen, die sich noch nicht registriert haben, zu
verh�ngen. Best�tigt wurde in einem Pressebericht vom 3. 1.
2020, dass zun�chst keine Geldbußen verh�ngt werden soll-
ten; die betroffenen juristischen Personen w�rden in einer
ersten Phase zun�chst eine Erinnerung erhalten. Dabei wur-
de jedoch betont, dass dies nicht ausschließe, dass in einer
sp�teren Phase eine Geldbuße ab dem 1. 1. 2020 auferlegt
werden k�nne.

b) Niederlande

In den Niederlanden tritt das UBO-Register – voraussicht-
lich – erst am 27. 9. 2020 in Kraft. Gesellschaften die ab die-
sem Datum gegr�ndet werden, haben die Registrierung bei
der Gr�ndung zu erf�llen. Gesellschaften, die vor diesem
Datum gegr�ndet wurden, werden in den 18 Monaten ab
dem 27. 9. 2020 von der Handelskammer angeschrieben und
aufgefordert, die UBO-Daten registrieren zu lassen. Die
Handelskammer schickt nach der Aufforderung eine Mah-
nung. 18 Monate nach dem voraussichtlichen Inkrafttreten,
also nach derzeitigem Stand sp�testens am 27. 3. 2022, m�s-
sen alle UBOs registriert sein.

Nach diesem Datum wird die Handelskammer alle Informa-
tionen der nichtregistrierten Entit�ten an eine Abteilung des
zust�ndigen Finanzamts weiterleiten, das f�r eine Vollstre-
ckung verantwortlich ist. Das Finanzamt kann dann sowohl
verwaltungsrechtlich als auch strafrechtlich gegen die
pflichts�umigen Entit�ten vorgehen.

c) Deutschland

Das Transparenzregister in Deutschland wurde durch das
am 26. 6. 2017 in Kraft getretene „Gesetz zur Umsetzung

Franz/Henke/Kaiser, UBO-Register in Belgien und den Niederlanden 9–10/2020 RIW 591

10 Besondere Geb�hrenverordnung des Bundesministeriums der Finanzen
zum Transparenzregister (TrGebV) vom 8. 1. 2020.

11 Besondere Geb�hrenverordnung des Bundesministeriums der Finanzen
zum Transparenzregister (TrGebV) vom 8. 1. 2020.
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der Vierten EU-Geldw�scherichtlinie, zur Ausf�hrung der
EU-Geldtransferverordnung und zur Neuorganisation der
Zentralstelle f�r Finanztransaktionsuntersuchungen“ einge-
f�hrt. Die Mitteilungspflichten gelten seit dem 1. 10. 2017.

Nach § 56 Abs. 1 Nr. 54 bis 66 GwG sind Verst�ße gegen
die Transparenzpflichten, z.B. die unterlassene, nicht recht-
zeitige oder nicht vollst�ndige Mitteilung des wirtschaftlich
Berechtigten, eine Ordnungswidrigkeit und k�nnen bei vor-
s�tzlicher Begehungsweise mit einer Geldbuße von bis zu
150000 Euro sowie bei leichtfertiger Begehungsweise mit
einer Geldbuße von bis zu 100000 Euro geahndet werden.
Im Fall von schwerwiegenden, wiederholten oder systemati-
schen Verst�ßen kann die Geldbuße bis zu einer Million Eu-
ro oder bis zum Zweifachen des aus dem Verstoß gezogenen
wirtschaftlichen Vorteils betragen. In diesen F�llen darf die
Geldbuße den h�heren Betrag von f�nf Millionen Euro oder
10 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person
oder die Personenvereinigung im Gesch�ftsjahr vor der Be-
h�rdenentscheidung erzielt hat, nicht �bersteigen.

IV. Fazit

Da die Umsetzung der „zentralen Register“ – die UBO-Re-
gister in Belgien und den Niederlanden sowie das Transpa-
renzregister in Deutschland – auf europ�ischen Richtlinien
basiert, wird die Gesetzgebung in den EU-Staaten sich not-
wendigerweise sehr �hneln. Allerdings muss die Umsetzung
in jedem Staat in das dort bestehende Rechtssystem einge-
passt werden, wodurch sich im Laufe der Zeit m�glicherwei-

se wachsende Unterschiede zwischen den nationalen Regi-
stern abzeichnen. Da die UBO-Register Belgiens und der
Niederlande noch in den Kinderschuhen stecken, kann man
im Hinblick auf diese beiden Staaten noch keine Einsch�t-
zung geben. Es bleibt abzuwarten, ob es trotz der m�glichen
Unterschiede einenWeg gibt, das Ziel der EU, die nationalen
Register 2021 miteinander zu verkn�pfen und so faktisch
ein EU-UBO-Register zu schaffen, zu verwirklichen.

Bj�rn Kurz, Advokat/Rechtsanwalt, Stockholm, und Rafael Hertz, Rechtsanwalt, Frankfurt a.M.

Kurzarbeit und Kurzarbeitergeld in Schweden
Abgrenzungsfragen bei grenz�berschreitenden Sachverhalten und Vergleich mit dem deutschen
Modell

In Schweden ist das Rechtsinstitut der Kurzarbeit/
des Kurzarbeitergeldes – anders als in Deutschland –
relativ neu. Praktisch zum Tragen gekommen ist es
erst durch die COVID-19-Pandemie. Der folgende
Beitrag stellt die schwedische Rechtslage dar. Dabei
wird auch ein interessanter Blick auf grenz�ber-
schreitende Fallkonstellationen geworfen.

I. Kurzarbeit in Schweden und Deutschland

In Deutschland ist das Modell der Kurzarbeit ein seit �ber
100 Jahren bew�hrtes Instrument, mit dem Unternehmen
den Risiken und Folgen einer wirtschaftlichen Krise begeg-
nen k�nnen. Nach der Finanzkrise 2008/2009, w�hrend der
viele schwedische Unternehmen Personal wegen Arbeits-
mangels entlassen mussten, wurde 2013 zwar auch erstmals
in Schweden ein Gesetz zur Beihilfe bei Kurzarbeit, das Lag
(2013:948) om st�d vid korttidsarbete, vorgelegt, jedoch
kam das Gesetz in der Form in der Praxis nie zur Anwen-
dung. Erst im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie
wurde es durch eine kurzfristige, umfassende �berarbeitung
im Fr�hjahr 2020 praktisch bedeutsam.1

Der vorliegende Beitrag betrachtet – nach einer kurzen the-
matischen Einf�hrung – zun�chst einzelne Voraussetzungen
des deutschen Modells der Kurzarbeit und die Vorausset-
zungen f�r den Anspruch auf Kurzarbeitergeld nach deut-
schem Recht, insbesondere auch in grenz�berschreitenden
Konstellationen. Im Anschluss werden Hintergrund, Voraus-
setzungen und ungekl�rte Rechtsfragen im Zusammenhang
mit dem noch neuen schwedischen Modell der Kurzarbeit
erl�utert. Wenn ein Arbeitgeber Arbeitnehmer in unter-
schiedlichen L�ndern besch�ftigt, stellt sich – nicht nur im
deutsch-schwedischen Rechtsverkehr – oft die Frage, wel-
ches Recht zur Anwendung kommt und bei welcher Beh�rde
in welchem Land sich der Arbeitgeber wegen der Kurzarbeit
um Beihilfen bem�hen kann. Die j�ngsten Erfahrungen
w�hrend der COVID-19-Pandemie zeigen zudem, dass ge-
rade ausl�ndische Arbeitgeber bei der Antragstellung oft
gr�ßeren Herausforderungen begegnen. Vor diesem Hinter-
grund bewerten die Autoren abschließend die aktuelle
Rechtslage und geben praktische Hinweise zum Vorgehen
bei grenz�berschreitenden Sachverhalten.

Nicole Franz

Zugelassen als Rechtsanw�ltin in Essen. Sie ist Fachbereichslei-
terin Recht & Steuern bei der AHK debelux, der Deutsch-Bel-
gisch-Luxemburgischen Handelskammer, und ber�t deutsche
Unternehmen bei ihren grenz�berschreitenden Transaktionen in
Belgien und Luxemburg.

Friederike Henke

Zugelassen als Advocaat in Amsterdam und als Rechtsanw�ltin
in K�ln. Sie ist am Amsterdamer Standort der niederl�ndischen
Wirtschaftskanzlei Buren t�tig und leitet Burens German Desk.
Im Rahmen ihrer anwaltlichen T�tigkeit konzentriert sie sich
auf die Beratung im gesellschaftsrechtlichen und handelsrechtli-
chen Bereich, insbesondere bei grenz�berschreitenden Transak-
tionen mit DACH-Bezug.

Steffen Kaiser, LL.B.

Rechtsreferendar am Landgericht Heidelberg mit Auslandssta-
tion bei der niederl�ndischen Wirtschaftskanzlei Buren in Ams-
terdam.

1 Dazu ausf�hrlicher unten unter IV. 1. a).
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